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Es gehört zu den Gepflogenheiten der
britischen Politik, dass sich in ent-
scheidenden Momenten der Pre-

mierminister oder die Premierministerin
mit der Queen bespricht. So war es auch
am Freitag: Um Punkt 12.24 Uhr Londoner
Zeit fuhr die silbergraue  Limousine The-
resa Mays am Buckingham Palace vor. 

Zu diesem Zeitpunkt hatte sich in Lon-
don schon herumgesprochen, mit welcher
Bitte May bei der Königin vorstellig wer-
den wollte. Nach dem katastrophalen
Wahlausgang für ihre Partei will sie nun
eine Regierung mit Unterstützung der
nordirischen „Democratic Unionist Party“
(DUP) bilden. Gespräche mit der DUP hat-
te es wohl schon am Vormittag gegeben. 

Es ist eine Konstruktion, die es May
zwar erlaubt, vorerst im Amt zu bleiben.
Aber die geplante Minderheitsregierung
mit den zehn Parlamentssitzen der Iren ist
alles andere als eine stabile, sondern eine
äußerst wackelige Angelegenheit. 

Bei ihrem kurzen anschließenden State-
ment vor 10 Downing Street betonte May
die langjährige Freundschaft, die die Tories
mit der DUP verbindet. Es gehe jetzt da-
rum, dem Land wieder Sicherheit zu ge-
ben, sagte sie scheinbar unerschüttert,

auch um einen erfolgreichen Brexit-Deal
durchzusetzen. 

Schon am frühen Freitagmorgen zeigte
sich, dass Mays Versuch, durch Neuwahlen
ihre Position innerhalb der eigenen Partei
und für die bevorstehenden Verhandlun-
gen in Brüssel zu stärken, auf dramatische
Weise fehlgeschlagen ist. Die 60-Jährige
hat die Abstimmung, die sie selbst als „die
wichtigste in meinem Leben“ bezeichnet
hatte, zwar knapp gewonnen. Ihre konser-
vative Partei aber hat die absolute Mehr-
heit im britischen Unterhaus um mindes-
tens acht Sitze verfehlt. 

Der Versuch, die noch vor Wochen kli-
nisch tote Opposition mit Neuwahlen zu
überrumpeln, hat sich als spektakuläre
Fehlkalkulation erwiesen. Die Liberal -
demokraten schlossen noch am Freitag-
morgen eine mögliche Koalition mit den
konservativen Tories aus, die sozialisti-
sche Labour-Partei forderte May zum
Rücktritt auf. Großbritannien ist politisch
gelähmt – und das keine zwei Wochen vor
dem geplanten Beginn der Brexit-Verhand-
lungen mit Brüssel.

„Ein politisches Desaster, wie es Groß-
britannien seit Langem bei einer Wahl
nicht mehr erlebt hat“ – „May hat gezockt
und haushoch verloren“ – „Dies ist ein ab-
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Premierministerin May am Freitagmorgen: „Ein politisches Desaster“ 

Gekentert
Großbritannien Theresa Mays Strategie ist grandios gescheitert. Die Konservativen verloren 
ihre absolute Mehrheit bei der Parlamentswahl, das Land ist politisch gelähmt.  

solut außergewöhnlicher Tag in unserem
Land“, so lauteten die Kommentare aus
London. 

Dabei hatte noch vor wenigen Wochen
niemand im Land an einem „Erdrutsch-
sieg“ der Konservativen gezweifelt. Mehr
als 20 Prozentpunkte lagen die Tories sei-
nerzeit in den meisten Umfragen vor der
sozialdemokratischen Labour-Partei. Der
ehemalige Vizepremier Nick Clegg von
den Liberalen wähnte Großbritannien be-
reits auf dem Weg in einen „Ein-Parteien-
Staat“. Dass es am Ende eng werden könn-
te, war in etwa so wahrscheinlich wie ein
regenfreier Sommer in Wales.

May hatte auf eine überwältigende
Mehrheit gehofft, um aus ihrer seit Juli
2016 behaupteten Stärke eine tatsächliche
zu machen. Ein Erdrutschsieg, so ihr drei-
faches Kalkül, werde den ohnehin nur
noch zaghaften Widerstand im Land gegen
den beschlossenen EU-Austritt endgültig
brechen. In ihrer eigenen Partei wäre keine
der rivalisierenden Fraktionen mehr stark
genug gewesen, sie während der Brexit-
Verhandlungen zu erpressen. Und in Brüs-
sel hätte niemand mehr daran zweifeln
können, dass May für die übergroße Mehr-
heit der Briten spricht.

Tatsächlich hatte es für die Konserva -
tiven selten so gute Voraussetzungen für
einen triumphalen Sieg gegeben wie dies-
mal. Seit ihrer letzten Wahlniederlage 2015
kreist Labour nur noch um sich selbst. Mit
Jeremy Corbyn ist auf die denkbar un-
wahrscheinlichste Art ein Altsozialist an
die Parteiführung gelangt, der von einem
Großteil der Basis geliebt und von einem
Großteil der Funktionäre gehasst wird.

Fast die gesamte britische Presse machte
sich einen Spaß daraus, Corbyn als anstän-
digen, aber ahnungslosen Polit-Opi zu ver-
höhnen. Etliche Labour-Kandidaten war-
ben in ihren Wahlkreisen dafür, die Partei
nicht wegen, sondern trotz Corbyn zu
 unterstützen. Die abgedankte Labour-Elite
um Expremier Tony Blair streute kaum
verhohlen, man müsse nach dem zu er-
wartenden Debakel womöglich über eine
neue Partei nach dem Vorbild der fran -
zösischen „En Marche!“-Bewegung von
Emmanuel Macron nachdenken.

Nun aber wurde die Wahl zu einem per-
sönlichen Triumph für den verhöhnten
Parteivorsitzenden. Corbyn holte seine
Stimmen vor allem bei den unter 35-Jäh-
rigen und bei Nichtwählern. Mindestens
29 Sitze im Parlament gewann Labour
dazu und kam insgesamt auf 40 Prozent
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der Stimmen; damit liegt Corbyn nur um
einen Prozentpunkt unter dem überwälti-
genden Sieg Tony Blairs bei der Parla-
mentswahl im Juni 2001. Noch am Freitag
bot er an, die neue Regierung zu bilden:
„Wir sind bereit, diesem Land zu dienen.“
John McDonnell, möglicher Finanzminis-
ter in einem Labour-Kabinett, kündigte
an, seine Partei werde eine Minderheits-
regierung anstreben. 

Dass es so weit kommen konnte, hat
sich Theresa May vor allem selbst zuzu-
schreiben. Ihr Wahlkampf basierte auf den
immer gleichen Phrasen, den Slogan
„stark und stabil“ wiederholte sie so un-
verdrossen, bis sie nurmehr als „Maybot“
verspottet wurde. Und ihr präsidial ge-
zeichnetes Image als beinharte Chefin kon-
terkarierte sie selbst, indem sie ein Wahl-
kampfversprechen beim ersten Gegenwind
wieder zurücknahm.

May wirkte zunehmend verunsichert.
Als US-Präsident Donald Trump nach dem
Terroranschlag von London in dieser Wo-
che haltlosen Unsinn gegen dessen Bür-
germeister Sadiq Khan twitterte, weigerte
sich May trotz mehrfacher Aufforderun-
gen, Trump zu kritisieren. Die Debatte um
die Kürzungen bei Polizei und Sicherheits-
behörden, die sie zu verantworten hat,
setzte ihr sichtbar zu. Zumal sogar der
ehemalige Sicherheitsberater ihres Vorgän-
gers David Cameron ihren Rücktritt for-
derte. Dass dann kurz vor der Wahl noch
eine Feierabend-Combo namens Captain
Ska mit dem auf May gemünzten Song
„Liar, Liar“ die britischen  Charts stürmte,
machte die Sache nicht besser.

Die Folge: Während Corbyn, der sich
selbst als „Monsieur Zen“ beschreibt, in
den Wochen des Wahlkampfs immer
selbstsicherer auftrat, wurde May nervös.
Und mit ihr ihre Partei. Hatte May den
Wahlkampf lange allein dominiert, dräng-
ten zuletzt verstärkt ihre innerparteilichen
Rivalen in den Vordergrund. Von May ge-
schasste Tory-Granden begannen, sich
wieder warmzulaufen. Wohl nicht zufällig
erschien in der Londoner „Times“ kurz
vor der Wahl ein Artikel, wonach einfluss-
reiche Tories darauf drängen, den ehema-
ligen Lordkanzler und Justizminister Mi-

chael Gove zurückzuholen. Ein Anonymus
steckte der Zeitung: „In der Partei herrscht
das Gefühl, dass er nach der Wahl helfen
könnte, das Schiff zu stabilisieren.“

Gove allein aber wird es nicht schaffen
können, den sensationell gekenterten
Tory-Tanker wieder seetauglich zu ma-
chen. Die neue Regierung wird versuchen
müssen, die nun wieder offen liegenden
Gräben in der Partei zu überbrücken. Sie
wird im Regierungsgeschäft angewiesen
sein auf die nordirischen Unionisten, was
Verhandlungen über den zukünftigen Sta-
tus von Nordirland noch schwerer machen
wird. Sie wird versöhnen müssen statt zu
spalten. Und dabei steht die eigentliche
Bewährungsprobe erst noch bevor.

Am 19. Juni, keine zwei Wochen nach
der Wahl, sollen in Brüssel die Verhand-
lungen über den Brexit endlich beginnen.
So war es bislang zumindest vorgesehen,
und May will sich anscheinend an diesen
Zeitplan halten. EU-Kommissionspräsi-
dent Jean-Claude Juncker erklärte, er set-
ze darauf, dass die Verhandlungen  mög-
lichst bald beginnen, er warte auf einen
Vorschlag, sobald sich eine neue britische
Regierung gebildet habe.

Die Fronten zwischen Großbritannien
und den restlichen 27 EU-Mitgliedern hat-
ten sich – auch wegen der unversöhnlichen
Rhetorik auf beiden Seiten – zuletzt eher
verhärtet. Es ist, als hätten zwei Schach-
spieler noch vor dem ersten Zug beschlos-

sen, dass es diesmal kein Remis geben
kann. Und so besteht die Gefahr, dass
Großbritannien und die EU ohne jede Ver-
einbarung voneinander scheiden – ein Er-
gebnis, das für die EU bittere, für Groß-
britannien aber womöglich verheerende
Folgen haben würde.

Allmählich, mit rund einem Jahr Ver-
spätung, zeichnen sich die wirtschaftlichen
Folgen des Brexit-Beschlusses für das Land
ab. J.P. Morgan hat angekündigt, bis zu
1000 Banker aus London abzuziehen, die
Deutsche Bank 4000 – fast die Hälfte ihrer
britischen Belegschaft. Etliche weitere gro-
ße Firmen wie Nestlé haben Stellenstrei-
chungen beschlossen. Die britische Wirt-
schaft wuchs im ersten Quartal 2017 um
gerade mal 0,2 Prozent im Vergleich zum
Vorquartal, prophezeit hat die Regierung
für das Gesamtjahr zwei Prozent.

Im Mai warnte die Recruitment & Em-
ployment Confederation, in mehr als 60
Berufen, darunter Ingenieure und IT-Ex-
perten, sei die Zahl der Bewerber für of-
fene Stellen im freien Fall. Eine Folge des
Tory-Versprechens, die Zahl der Einwan-
derer auf „unter 100000“ im Jahr zu drü-
cken. Die Konservativen wissen: Vor allem
daran werden sie von den Brexiteers zu
Hause gemessen werden. Dabei ist es ein
nahezu unmögliches Unterfangen. Zuletzt
lag die Netto-Einwanderung bei rund
250000 Menschen, aber nur knapp die
Hälfte davon stammte aus der EU. Selbst
wenn es der Regierung gelänge, keinen
einzigen Europäer mehr ins Land zu las-
sen, hätte sie ihr Ziel immer noch deutlich
verfehlt.

Die Aufgaben, vor denen die neue bri-
tische Regierung stehen wird, sind also ge-
waltig: Sie muss den Scheidungsprozess
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Die Aufgaben, vor denen
die neue britische 
Regierung stehen wird, 
sind gewaltig.  

Labour-Chef Corbyn 
Stimmen vor allem von den unter 35-Jährigen 

Wahl in Großbritannien  Stand nach 649 (von 650) ausgezählten Wahlkreisen*

Stimmenanteile 
in Prozent

Gewinne/Verluste gegenüber 2015
in Prozentpunkten

Gewinne/Verluste
gegenüber 2015

Anzahl Sitze
Sitzverteilung
Absolute Mehrheit ab 326 Sitzen

  

UK Independence Party
Rechtspopulisten 1,8 – 10,8 0 –1

Conservative Party
Konservative + 5,542,4 –12318

Labour Party
Sozialdemokraten

    
+ 9,540,0

    
+29261

Liberal Democrats
Liberale 7,4 – 0,5 12 +4

Green Party
Grüne 1,6 – 2,1 1 ±0

Scottish National Party
Schottische Nationalisten 3,0 – 1,7 35 –21

Democratic Unionist Party
Nationalkonservative (Nordirland)

0,9 + 0,3 10 +2

Sinn Féin
Irisch-Republikanisch 0,7 + 0,2 7 +3

Plaid Cymru
Mitte-Links-Partei (Wales)

0,5 – 0,1 4 +1

Sonstige 1,5 – 0,3 1 –5

Theresa Mays 
angestrebte 
Mehrheit

zu-
sammen

328

*9. Juni, 15.30 Uhr; Quelle: BBC


